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Gemeinde Fügen, Hauptstraße 58, 6263 Fügen

Ing. Hans Bodner BauGmbH & Co. KG
Aloisia-Bodner-Straße 1
6330 Kufstein

BESCHEID

Die Ing. Hans Bodner BauGmbH & Co. KG, vertreten durch Johannes Atzl, hat beim Bürgermeister 
der Gemeinde Fügen mit Schreiben vom 06.06.2025 um Bewilligung von 
verkehrsbeeinträchtigenden Arbeiten auf/neben der Straße gemäß § 90 Absatz 1 StVO angesucht. 
Nach Durchführung des Anhörungs- und Ermittlungsverfahrens ergeht seitens des Bürgermeisters 
der Gemeinde Fügen nachstehender

I.
SPRUCH

Der Bürgermeister als Verkehrsbehörde erster Instanz erteilt der Ing. Hans Bodner BauGmbH & Co. 
KG, vertreten durch Johannes Atzl, gemäß § 90 Absatz 1 StVO die Bewilligung zur Durchführung von 
verkehrsbeeinträchtigenden Arbeiten:

Gemeindegebiet Fügen

Straße Lindenweg

Bereich Baustelle Mittelschule Fügen lt. Lageplan Gst .626, 

KG 87105 Fügen

Beschreibung der Arbeiten Sperre des Gehweges entlang der Baustelle und Verlegung 
desselben auf die andere Straßenseite

Zeitraum 07.07.2025 bis 31.12.2026

Arbeitszeit durchgehende Sperre des Gehweges auch außerhalb der 
Arbeitszeit im Baustellenbetrieb; Neuerrichtung 
Asphaltfläche und Sanierung im Baustellenbetrieb;

Amtsleitung
Mag. iur. Peter Ruech

Verfahren:
D/14045/2025

A/7989/2025
Fügen, am 17.06.2025



Anlagedatum   11.06.2025 Verfahern   A/7989/2025 Dokumentenzahl   D/14045/2025 Seite 2 von 16

Die Bewilligung wird auf Grundlage des Antrages vom 06.06.2025 sowie den übermittelten Lageplänen 
erteilt, welche einen integrierenden Bestandteil dieses Bescheides bilden.

II.
VORSCHREIBUNGEN - AUFLAGEN 

Gemäß § 90 Absatz 3 der Straßenverkehrsordnung, in der gültigen Fassung, wird diese Bewilligung 
unter Einhaltung der nachstehend angeführten Vorschreibungen bzw. Auflagen erteilt:

Verantwortliche/Erreichbarkeit:

1) Verantwortliche Person für die Einhaltung der straßenpolizeilichen Vorschriften und 
Vorschreibungen/Auflagen dieses Bescheides: Bauleiter Johannes Margreiter

2) Die vom Antragsteller namhaft gemachten Verantwortliche(n)

Johannes Margreiter, 0664 80 699 1303
Alfred Buttenhauser, 0664 80699 8020

müssen ständig - auch in der arbeitsfreien Zeit - unter der angeführten Telefonnummer 
erreichbar sein, um Mängel bei der Absicherung der Arbeitsstelle sofort zu beheben.

3) Änderungen in Bezug auf den Bauleiter oder dessen Stellvertreter bzw. der Telefonnummer 
sind dem Bürgermeister, der zuständigen Polizeiinspektion, und dem Straßenerhalter 
unverzüglich zu melden.

4) Dem mit der Aufstellung der Verkehrszeichen/Absicherung der Arbeitsstelle befassten 
Personenkreis sind die Bedingungen des Bescheides nachweislich zur Kenntnis zu bringen.

5) Der Bescheid über die bewilligten Arbeiten (samt Beilagen) hat auf der Baustelle aufzuliegen 
und ist den Organen der Straßenaufsicht, dem Straßenerhalter und Organen der 
Bewilligungsbehörde auf Verlangen vorzuweisen.

Hinweis:
Die Behörde wird stichprobenweise die Einhaltung der Bescheidauflagen durch Kontrollen vor Ort 
überprüfen. Die Nichteinhaltung von Bescheidauflagen stellt eine Verwaltungsübertretung (§ 99 Abs. 3 lit. 
j StVO) dar, die ausnahmslos zur Anzeige gebracht wird.

Änderung der Bewilligungsvoraussetzung:

6) Der Bauführer hat die Arbeiten sofort zu unterbrechen bzw. abzubrechen, wenn er erkennt, 
dass durch die Arbeiten die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs erheblich 
beeinträchtigt wird. In diesem Falle ist unverzüglich die Bewilligungsbehörde, die örtlich 
zuständige Polizeiinspektion und Straßenmeisterei unverzüglich zu verständigen.

7) Dieser Bescheid kann, wenn es aus Gründen der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des 
Verkehrs erforderlich ist, jederzeit widerrufen werden.

Sonstige Rechtsvorschriften:

8) Die sonst geltenden straßenpolizeilichen und kraftfahrrechtlichen Bestimmungen, ebenso 
wie allfällige Verkehrsbeschränkungen sind unbeschadet dieser Bewilligung genau 
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einzuhalten. Auch allenfalls erforderliche privatrechtliche Zustimmungen werden dadurch 
nicht ersetzt.

9) Diese Genehmigung ersetzt nicht allenfalls erforderliche Ausnahmebewilligungen, wie z.B. 
gemäß § 101 KFG (wenn die kraftfahrrechtlich festgesetzten höchsten zulässigen 
Abmessungen bzw. Gewichte (z.B. durch die Ladung) überschritten werden oder 
Ausnahmebewilligungen gemäß § 45 StVO (z.B. Wochenendfahrverbot, 
Gewichtsbeschränkung uä)

10) Hinweistafeln mit Firmenbezeichnungen dürfen allenfalls nur neben der Fahrbahn 
aufgestellt werden. Die Wahrnehmung und Erkennbarkeit von Verkehrszeichen darf nicht 
beeinträchtigt sein. Sie dürfen nicht auf den ankommenden Verkehr ausgerichtet sein. Sie 
sind nach Beendigung der Arbeiten unverzüglich zu entfernen. Die sonst in Betracht 
kommenden Vorschriften der StVO (insbesondere §§ 31, 35 und 84 StVO) sind einzuhalten 
bzw. zu berücksichtigen.

Haftung:

11) Der Bauführer hat für allfällige Schäden, die auf eine unsachgemäße Absicherung des 
Baustellenbereiches oder die Nichterfüllung der in diesem Bescheid vorgeschriebenen 
Auflagen zurückzuführen sind, zu haften.

12) Der Bauführer haftet gegenüber dem Straßenerhalter für allfällige Beschädigungen der 
Straße oder von Einrichtungen zur Regelung und Sicherung des Verkehrs. 

13) Sollten Dritte aus Anlass der Arbeiten Haftungsansprüche stellen, so hat der Bauführer den 
Straßenerhalter schad- und klaglos zu halten.

14) Die Bauarbeiten sind ab Beginn ohne Verzögerung durchzuführen und abzuschließen. Nach 
Abschluss der Arbeiten ist der ordnungsgemäße Zustand der Straße, insbesondere der 
Straßenbelag sofort wiederherzustellen, sodass die Verkehrssicherheit gewährleistet ist.

Dokumentation:

15) Der Beginn der Arbeiten ist der Bewilligungsbehörde und dem Straßenerhalter unverzüglich 
(unter Angabe der Geschäftszahl) schriftlich mitzuteilen. Können die Arbeiten zum 
genehmigten Zeitpunkt nicht durchgeführt werden, ist dem Bürgermeister rechtzeitig 
(mindestens zwei Wochen) vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes schriftlich zu 
verständigen.

16) Der jeweilige Aufstellungsort (Bereich) und der genaue Zeitpunkt (Tag, Stunde) der 
jeweiligen Anbringung und Entfernung sämtlicher Verkehrszeichen und Bodenmarkierungen 
sowie der genaue Zeitpunkt der Abdeckung und Entfernung der Abdeckung von 
Straßenverkehrszeichen sind schriftlich in einem Aktenvermerk gemäß §16 AVG festzuhalten 
und der zuständigen Behörde schriftlich, spätestens eine Woche nach Arbeitsende, gemäß § 
43 Abs.1a StVO mitzuteilen. Widrigenfalls wird ein Verwaltungsstrafverfahren gegen die 
verantwortlichen Personen eingeleitet. 
Hinweis: 
Der Aktenvermerk ist eine öffentliche Urkunde, die über ihren Inhalt vollen Beweis macht (wichtig zwecks 
nachträglicher Feststellung des Zeitpunktes, wann die Verordnung in Kraft getreten ist)

17) Bei Bewilligung mehrerer Bauphasen, ist jeweils nach Beendigung einer Bauphase, ein 
Aktenvermerk an die Behörde zu übermitteln. 

18) Genaue Aufzeichnungen über Änderungen von Ge- oder Verboten sind auch dann 
notwendig, wenn in der Bewilligung unterschiedliche Regelungen für Arbeitszeit und Pausen 
bzw. Wochenenden und Feiertage festgelegt, aber keine genauen Zeiten dafür vorgegeben 
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sind oder diese Zeiten aus wichtigen Gründen nicht eingehalten werden können (Abschluss 
von Arbeiten, witterungsbedingte Verschiebungen usw.).

Verständigungspflichten:

19) Der Arbeitsbereich ist nur für die bewilligte Dauer zu beanspruchen. Dieser Bescheid bezieht 
sich auf das Ansuchen des Bauführers, jede Abänderung ist deshalb unzulässig. Allfällige 
Änderungen sind schriftlich während der üblichen Amtsstunden beim Bürgermeister zu 
beantragen.

20) Der Bauführer hat die von den verkehrsregelnden Maßnahmen betroffenen 
Betriebe/Hauseigentümer rechtzeitig in geeigneter Weise zu informieren. Zufahrten, 
Zugänge zu Häusern, Grundstücken und Betrieben sind in verkehrssicherer Weise 
aufrechtzuerhalten. Bei unvermeidbaren Behinderungen ist nachweislich das Einvernehmen 
mit den Anrainern herzustellen.

21) Für Einsatzfahrzeuge muss die Zu- und Durchfahrt jederzeit möglich sein. Bei 
unvermeidbaren Behinderungen ist rechtzeitig und nachweislich das Einvernehmen mit den 
Einsatzorganisationen herzustellen.

22) Es ist zu vermeiden, dass durch die Bauarbeiten der öffentliche Personennahverkehr 
behindert wird, weshalb mit den betroffenen Kraftfahrlinienunternehmen rechtzeitig 
(mindestens 1 Woche vor Beginn der Bauarbeiten) nachweislich das Einvernehmen 
herzustellen ist.

Verkehrszeichen:

23) Die Einrichtung, Umrüstung und der Abbau von Verkehrszeichen hat jeweils so zu erfolgen, 
dass sich während dieser Arbeiten keine verkehrsgefährdende Situation ergibt. 

24) Der Aufbau von Geschwindigkeitstrichtern hat in Richtung der Baustelle zu erfolgen, der 
Abbau in entgegengesetzte Richtung.

25) Die Aufstellung der Straßenverkehrszeichen hat jedenfalls im Einvernehmen mit der örtlich 
zuständigen Exekutive und der zuständigen Straßenmeisterei zu erfolgen.

26) Der Bauführer hat die vom Bürgermeister zur Absicherung der gegenständlichen Baustelle 
angeordneten Einrichtungen zur Regelung und Sicherung des Straßenverkehrs vor Beginn 
der Arbeiten im Straßenbereich auf seine Kosten aufzustellen, während der in der 
Verordnung des Bürgermeisters vorgesehenen Dauer zu erhalten und anschließend sofort 
zu entfernen (§ 32 Absatz 6 StVO).

27) Falls es der Straßenzustand zulässt, sind nicht erforderliche Verkehrsbeschränkungen, 
insbesondere Geschwindigkeitsbeschränkungen sowie Halte- und Parkverbote, an Sonn- und 
Feiertagen sowie an Tagen, an denen nicht gearbeitet wird, außer Kraft zu setzen.

28) Bei Wegfall des Erfordernisses sind die beanspruchten Verkehrsflächen (auch in 
Teilbereichen) umgehend zu räumen, in einen verkehrssicheren Zustand zu versetzen und 
baustellenbedingte Straßenverkehrszeichen sowie Verkehrsleiteinrichtungen sofort zu 
entfernen bzw. wirksam abzudecken. Vorher vorhandene und abgedeckte oder entfernte 
Straßenverkehrszeichen, Bodenmarkierungen und Verkehrsleiteinrichtungen sind im 
Einvernehmen mit dem Straßenerhalter wieder in Kraft zu setzen bzw. anzubringen.

29) Es dürfen nur Straßenverkehrszeichen verwendet werden, die den geltenden 
Bestimmungen, insbesondere den §§ 48 bis 57 StVO und der 
Straßenverkehrszeichenverordnung, entsprechen. 

30) Es dürfen nur Straßenverkehrszeichen verwendet werden, die gemäß RVS 08.31.02 
gekennzeichnet sind oder eine entsprechende CE-Kennzeichnung aufweisen.
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31) Die Verkehrszeichen sind mindestens in nachstehenden Formaten zu verwenden, wobei 
innerhalb der Baustelle ein einheitliches Format anzuwenden ist: 
Gefahrenzeichen (§ 50 StVO) 
- im Mittelformat Seitenlänge 100 cm (Freiland)
- im Kleinformat Seitenlänge 70 cm (Ortsgebiet)
Vorschriftszeichen (§ 52 StVO) 
- im Mittelformat 1, Durchmesser 96 cm (Freiland)
- im Mittelformat 2, Durchmesser 67 cm (Ortsgebiet)
Hinweiszeichen (§ 53 StVO)
- im Mittelformat 1 (Freiland)
- im Mittelformat 2 (Ortsgebiet)
Ausgenommen davon ist die Verwendung des nächstkleineren Formats bei Wiederholungen 
nach dem sogenannten „Sicherheitsbereich“ und auf Straßen mit geringem 
Verkehrsaufkommen sowie die Verwendung des Kleinformates bei Verkehrszeichen, die sich 
ausschließlich an den ruhenden Verkehr oder an den Fußgänger- und Radverkehr richten.

32) Alle vorhandenen Straßenverkehrszeichen einschließlich Wegweisungen, die mit der 
vorgeschriebenen Verkehrsregelung im Widerspruch stehen, sind entweder 
abzumontieren, abzudecken oder zu durchkreuzen. Abdeckungen sind wind- und 
wettersicher auszuführen und dürfen keine Reflexion zulassen. Es dürfen nur Materialien 
verwendet werden die rückstandsfrei zu entfernen sind. Dies gilt auch für Wegweisungen. 
Am Baustellenende (im Sinne der Fahrtrichtung) sind dauernd geltende Verordnungen durch 
die entsprechenden Verkehrszeichen wieder kundzumachen. 

33) Verordnungspflichtige Straßenverkehrszeichen, deren Anbringung nicht angeordnet wurde, 
dürfen nicht angebracht werden.

34) Bei einer nicht stationären Arbeitsstelle ist der Standort der ihr zugeordneten 
Straßenverkehrszeichen, Leiteinrichtungen usw. mit dem Arbeitsfortschritt zu verändern.

35) Es ist darauf zu achten, dass Straßenverkehrszeichen, Leitplanken und Leitbaken
- aus festem, hochrückstrahlendem Material zu bestehen haben;
- so aufzustellen sind, sodass sie von den Lenkern herankommender Fahrzeuge leicht und  
  rechtzeitig erkannt werden können;
- so aufgestellt werden, dass sie nicht verdreht werden können und bei Wind nicht umfallen
- bei Verschmutzung zu reinigen sind und bei Beschädigungen oder Verbeulungen, die ihre 
Erkennbarkeit beeinträchtigen, nicht verwendet werden dürfen.

36) Auf einer Standsäule dürfen nicht mehr als zwei Straßenverkehrszeichen angebracht 
werden, wobei Zusatztafeln nicht gezählt werden.

37) Verkehrszeichen dürfen nicht die freie Sicht beeinträchtigen. Alle Verkehrszeichen sind 
gegen Verschieben, Umstürzen oder Verdrehen durch Wind, Fahrtwind oder andere 
Einflüsse zu sichern.

38) Die Seiten- und Höhenabstände der Verkehrszeichen sind gemäß RVS 05.02.11 zu wählen, 
die Längsabstände sind dem/den Regelplan/Regelplänen zu entnehmen. 

39) Der Abstand zwischen dem unteren Rand eines Straßenverkehrszeichens und der Fahrbahn 
darf bei seitlicher Anbringung nicht weniger als 0,60 m und nicht mehr als 2,50 m betragen. 
Bei seitlicher Anbringung darf der seitliche Abstand zwischen dem der Fahrbahn zunächst 
liegenden Rand eines Straßenverkehrszeichens und dem Fahrbahnrand im Ortsgebiet nicht 
weniger als 0,30 m und nur in Ausnahmefällen mehr als 2 m, auf Freilandstraßen nur in 
Ausnahmefällen weniger als 1 m und mehr als 2,50 m betragen. Bei seitlicher Anbringung 
dürfen Verkehrszeichen den bei Einengungen durch die Leit- oder Absperreinrichtung 
gekennzeichneten geänderten Fahrbahnrand nicht überragen. Sind auf einer 
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Anbringungsvorrichtung mehr als ein Straßenverkehrszeichen angebracht, so gelten bei 
untereinander angebrachten Zeichen die Maßangaben bezüglich des Höhenabstandes für 
das untere Zeichen.

40) Umleitungen, Zusatzinformationen, Ankündigungen und dergleichen sind auf gelbem 
Grund mit schwarzer Schrift und schwarzen Symbolen darzustellen. Die Schriftgröße ist der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit anzupassen.

Bodenmarkierungen

41) Es dürfen im Baustellenbereich nur Bodenmarkierungen verwendet werden, die den 
Bestimmungen der Straßenverkehrsordnung, der Bodenmarkierungsverordnung, den in 
Betracht kommenden ÖNORMen (wie z.B. B2440 EN 1436), sowie den in Betracht 
kommenden Bestimmungen der RVS (05.05.41, 05.03.11, 05.03.12) entsprechen.

42) Die Aufstellung der Straßenverkehrszeichen hat jedenfalls im Einvernehmen mit der örtlich 
zuständigen Exekutive und der zuständigen Straßenmeisterei zu erfolgen.

43) Bestehende Bodenmarkierungen, die wegen geänderter Verkehrsführung Fehlinformationen 
hervorrufen, sind zu vermeiden und durch entsprechende Maßnahmen außer Kraft zu 
setzen.

44) Sind Bodenmarkierungen vorübergehend außer Kraft zu setzen, so sind diese entweder zu 
entfernen, durch eine vorübergehende Bodenmarkierung zu ersetzen oder durch eine 
Hinweistafel „Markierung ungültig“ (als Text oder als Symboldarstellung) auf die geänderte 
Verkehrssituation hinzuweisen. 

45) Für Verkehrsführungen von kurzer Dauer dürfen Bodenmarkierungen mit oranger 
Markierungsfolie ausgekreuzt oder Hinweistafeln „Markierung ungültig“ (als Text oder als 
Symboldarstellung) aufgestellt werden. Bei länger dauernder geänderter Verkehrsführung 
(ab etwa 4 Wochen) oder bei komplexen Verkehrssituationen sind aus Sicherheitsgründen 
widersprüchliche Bodenmarkierungen (Richtungspfeile, Sperrlinien usw.) zu entfernen.

Verkehrsleiteinrichtungen:

46) Leitwinkel und Richtungstafeln – sind lediglich bei Krümmungen, die vom 
Verkehrsteilnehmer nicht ohne weiteres wahrgenommen werden können, oder bei 
spitzwinkeligen Straßenabzweigungen anzuordnen. Richtungstafeln dürfen nicht als 
Absperrelemente verwendet werden (es gilt die RVS 05.02.14).

47) Leitbaken – sind mit weißem oder grün-gelb fluorreflektierendem Winkel auf rotem Grund 
gemäß RVS 05.02.14, Punkt 3.3, auszuführen. Innerhalb einer Baustelle ist nur einer der 
beiden Typen zu verwenden. Im Überleitungsbereich sind Leitbaken mit neutraler Rückseite 
aufzustellen.

48) Leitmale – sind in ausreichendem Abstand vor dem Hindernis auf eigenen Konstruktionen 
anzubringen (es gilt die RVS 05.02.14).

49) Leitkegel – es gilt die ÖNORM EN 13422. Leitkegel haben aus elastischem Material zu 
bestehen und einen quadratischen oder achteckigen Fuß aufzuweisen, der eine 
ausreichende Standsicherheit, auch bei starkem Wind bzw. Fahrtwind gewährleistet. Der 
Kegelmantel hat aus rotem oder orangerotem, durchgefärbtem Material zu bestehen und 
mindestens zwei weiße Ringe (Mindestbreite 10 cm) aufzuweisen. Als rote Farbe ist eine 
fluoreszierende Farbe verwendet werden. Bei Dunkelheit haben die Leitkegel zumindest der 
Kategorie B gemäß ÖNORM EN 13422 zu entsprechen. 
Die Höhe des Leitkegels hat mindestens 50 cm zu betragen, für untergeordnete Zwecke (z.B. 
zum Schutz frisch aufgebrachter Bodenmarkierung) dürfen auch Leitkegel mit einer 
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Mindesthöhe von 30 cm verwendet werden. Diese Leitkegel dürfen auch nur einen weißen 
Ring in halber Kegelhöhe aufweisen.

50) Klappbaken – Farbe und Form haben Leitbaken zu entsprechen. Sie sind einschließlich der 
Aufstellungsvorrichtung ca. 90 cm hoch auszuführen. Die Größe der reflektierenden Fläche 
hat mindestens 750 x 180 mm zu betragen.

51) Straßenknöpfe – es gelten die Straßenverkehrsordnung, die Bodenmarkierungsverordnung 
sowie die ÖNORM EN 1463-1.
Markierungsknöpfe: Runde Markierungsknöpfe sollen einen Durchmesser von rund 12 cm, 
rechteckige eine Kantenlänge von rund 10 cm aufweisen. Kanten und Ecken von 
Markierungsknöpfen sind abgerundet auszuführen. Markierungsknöpfe haben dauerhaft 
orange Farbe aufzuweisen. Sie sind mit rückstrahlenden Materialien auszustatten und 
dürfen nicht höher als 2,5 cm sein. 

Absicherung der Arbeitsstelle:

52) Es ist sicherzustellen, dass die Baustellenabsicherung während des Bestehens der 
Arbeitsstelle voll wirksam ist. Beschädigte oder fehlende Elemente sind unverzüglich zu 
ersetzen.

53) Bei der Absicherung und Kennzeichnung der Arbeitsstelle ist auf den Arbeitsraum und die 
Bewegungsvorgänge der Arbeitsfahrzeuge Bedacht zu nehmen und darauf zu achten, dass 
andere Verkehrsteilnehmer nicht gefährdet werden. Erforderlichenfalls ist für eine 
geeignete Beleuchtung zu sorgen.

54) Bei der Absicherung der Arbeitsstelle sind alle betroffenen Verkehrsteilnehmer, sowie die 
Anforderungen mobilitäts- und sinneseingeschränkter Personen gemäß RVS 02.02.36 zu 
beachten.

55) Die Absicherungseinrichtungen sind so anzubringen, dass sie von Lenkern herannahender 
Fahrzeuge leicht und rechtzeitig erkannt werden können. Dabei sind alle einmündenden 
Straßen und Wege zu berücksichtigen. 

56) Gegenstände, die weniger als 4,50 m über der Fahrbahn angebracht sind bzw. die weniger 
als 0,6 m Abstand vom Fahrbahnrand haben, sind rot-weiß gestreift mit rückstrahlendem 
Material auffällig zu kennzeichnen (siehe RVS 05.02.14).

57) Die Lagerung von Aushub, Baumaterial und Schutt sowie das Abstellen und Einsetzen von 
Baumaschinen und sonstigen Arbeitsgeräten darf nur innerhalb der abgeschrankten bzw. 
gekennzeichneten Flächen erfolgen. Fahrbahnseitig bzw. gehsteigseitig gelagertes Material 
ist gegen Abrollen und Windverwehung auf die freizuhaltenden Verkehrsflächen zu sichern.

58) Allfällige Verunreinigungen von Verkehrsflächen, die durch die gegenständlichen Arbeiten 
verursacht werden, sind unaufgefordert und unverzüglich zu beseitigen. Bei gröblicher oder 
die Verkehrssicherheit beeinträchtigenden Verunreinigung der Straße ist für sofortige 
Reinigung zu sorgen und auf eine mögliche Schleudergefahr durch das Gefahrenzeichen 
„Schleudergefahr“ (§ 50 Ziffer 10 StVO) hinzuweisen.

59) Der Verkehr ist durch geeignete Maßnahmen (z.B. Bohlen, Matten) gegen herabfallende 
oder herabrutschende Gegenstände zu schützen.

60) Die Straßenerhaltung (Pflege und Reinigung der Straße, Winterdienst usw.) darf durch die 
Bauarbeiten nicht behindert werden. Bei Auftreten von winterlichen Bedingungen sind 
offene Künetten unverzüglich zu verschließen und derart provisorisch befahrbar zu machen, 
dass die problemlose Durchführung des Winterdienstes gewährleistet ist. Jedenfalls ist das 
Einvernehmen mit der zuständigen Straßenmeisterei herzustellen.

61) Der Teil der Fahrbahn, welcher wegen der gegenständlichen Bauarbeiten für den 
Fahrzeugverkehr nicht zur Verfügung steht, ist gegenüber dem für den Fahrzeugverkehr 
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verbleibenden Teil der Fahrbahn standsicher und für die Lenker herannahender Fahrzeuge 
leicht und rechtzeitig erkennbar abzuschranken. Vor der Baustelle (Umleitungsbereich) sind 
für den Verkehr aus beiden Fahrtrichtungen rückstrahlende rot-weiße Leitplanken quer zur 
Längsrichtung der gesperrten Straße am Rand des für die Umleitung in Betracht kommenden 
Fahrbahnraumes in gestaffelter Form so aufzustellen, dass dadurch eine optische 
Randführung entsteht. Sie müssen ebenfalls laufend gereinigt und sauber gehalten werden. 
Der Beginn der Abschrankungen ist für den Verkehr aus beiden Fahrtrichtungen bei 
Dämmerung, Dunkelheit, Nebel oder wenn es die Witterung sonst erfordert, durch 
geeignete Lampen (keine Sturmlaternen) wie folgt zu kennzeichnen:
Durch rotes Dauerlicht, wenn an der Abschrankung nur links, 
durch weißes Licht, wenn an der Abschrankung nur rechts, 
durch gelbes Licht, wenn an der Abschrankung an beiden Seiten vorbeigefahren wird. Bei der 
Verwendung von Blinklicht muss das Licht 60 bis 120 Mal in der Minute aufleuchten. Bei 
länger parallel zur Fahrbahn verlaufenden Abschrankungen müssen diese in Abständen von 
30 bis 50 m beleuchtet werden. Die Beleuchtung der Abschrankung muss so ausgeführt sein, 
dass sie für die Lenker herannahender Fahrzeuge aus einer Entfernung von ca. 100 m leicht 
wahrnehmbar ist. Der Bauführer hat hinsichtlich des Funktionierens der 
Beleuchtungseinrichtungen der Abschrankungen fallweise, insbesondere über das 
Wochenende, Kontrollen durchzuführen und ist dafür verantwortlich, dass die 
Abschrankungen ordnungsgemäß beleuchtet sind.

62) Die Fahrbahn der gegenständlichen Straße ist im Baustellenbereich während der 
Bauarbeiten, beschränkt auf den für den Fahrzeugverkehr verbleibenden Teil, und nach 
Beendigung der Bauarbeiten in der gesamten Breite, bis zur Aufbringung des Asphaltbelages 
in einem solchen Zustand zu erhalten, dass die Straße in diesem Teilstück mit Fahrzeugen 
mit der durch Verkehrszeichen erlaubten oder sonst üblichen Geschwindigkeit gefahrlos 
befahren werden kann (Schlaglöcher und dergleichen.).

63) Beim Aufstellen bzw. Abtragen langer und schwerer Bauteile ist für die Sicherheit des 
Straßenverkehrs Vorsorge zu treffen. Nötigenfalls ist er kurzfristig zu unterbrechen. In 
diesem Fall haben Warnposten, sofern die Verkehrsregelung nicht durch Lichtzeichen 
erfolgt, mittels roter Signalscheibe die Straßenbenützer zum Anhalten aufzufordern. Das 
gleiche gilt, wenn Baumaschinen vorübergehend in den Verkehrsbereich hineinragen und ein 
Einweiser allein nicht ausreicht, um für die Sicherheit des Verkehrs zu sorgen.
Hinweis: Verkehrsanhaltungen dürfen nur durch die Exekutive, durch Organe der Straßenaufsicht bzw. des 
Straßenerhalters sowie durch betraute Personen im Sinne des § 97 Abs. 3 StVO durchgeführt werden.

64) Personen, die im Fahrbahnbereich arbeiten, der nicht durch eine Absicherung für den 
öffentlichen Verkehr gesperrt ist, müssen eine Warnkleidung gemäß RVS 05.05.41 tragen.

65) Offene Gruben, Schächte etc. sind so abzusichern, dass ein irrtümliches Betreten oder 
Befahren vermieden wird.

66) Die Abschrankungen für Fußgänger entlang absturzgefährdeter Abschnitte hat eine 
Mindesthöhe von 1,00 m über dem Niveau der Gehflächen aufzuweisen. Die Abschrankung 
hat aus Brust-, Mittel- und Fußwehr zu bestehen, wobei der lichte Abstand zwischen jeweils 
zwei Teilen der Umwehrung nicht mehr als 0,4 m betragen darf. Die Fußwehr muss 
mindestens 12 cm hoch sein. Entlang von Radwegen ist eine weitere Wehr in einer Höhe von 
1,20 über dem Niveau der Fahrfläche anzubringen. Die Dimensionierung auf Geländerdruck 
hat gemäß ÖNORM V 2104 zu erfolgen.

67) Außerhalb der Arbeitszeit ist die Künette/die Arbeitsgrube verkehrssicher überbrückt bzw. 
geschlossen zu halten. Die provisorisch geschlossenen Künetten sind laufend zu überwachen 
und bis zur endgültigen Wiederherstellung in einem verkehrssicheren Zustand zu halten. 
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68) Provisorische Fahrbahnen in ungebundener Bauweise sind so zu behandeln, dass es zu 
keiner wesentlichen Staubbildung kommen kann. Sie sind auf Dauer der Nutzung in 
verkehrssicherer Weise zu erhalten.

69) Der Fahrbahnrand im Bereich der Arbeitsstelle ist durch Leiteinrichtungen zu kennzeichnen, 
wobei bei der Verwendung von Einzelelementen ein Abstand von 30 m (Freiland) und 15 m 
(Ortsgebiet) nicht überschritten werden darf. Im Verziehungsbereich sind je 
Fahrstreifenbreite mindestens drei Leitbaken anzuwenden.

70) Bei Dämmerung, Nebel, Dunkelheit oder wenn es die Witterung sonst erfordert, ist der 
Beginn der Abschrankung durch gelbe Blinkleuchten zu kennzeichnen.

71) Höhenunterschiede quer zur Fahrbahn mit mehr als 3 cm sind im Steigungsverhältnis 1:10 
anzurampen. Wird der betreffende Straßenabschnitt mit Linienbussen befahren oder bei 
Höhenunterschieden über 8 cm sind die Rampen im Steigungsverhältnis 1:20 auszuführen.

72) Die an Ort und Stelle vorhandene Bushaltestelle muss im Zuge der Inanspruchnahme der 
Verkehrsfläche so erhalten bleiben, dass der Betrieb weiterhin gewährleistet ist.
Gegebenenfalls ist eine Ersatzhaltestelle bzw. ein Provisorium einzurichten. Die 
Bushaltestelle ist so einzurichten, dass diese für Fußgänger sicher erreichbar ist.

73) Längsrillen bzw. Längsstufen sind in den überfahrbaren Bereichen im Steigungsverhältnis 
1:20 anzurampen. In den nicht überfahrbaren Bereichen ist eine Absicherung gegen 
Überfahren durch Leitbaken, Leitkegel oder dgl. vorzunehmen

74) Künetten, Gräben, Schächte, Gerüste, Abgrabungen aller Art usw. sind gegen 
Verkehrsflächen (Fahrbahnen, Gehsteige, Gehwege, Radfahranlagen udgl.) standfest 
abzuschranken.

75) Abschrankungen sind durch rot-weiß gestreifte Latten, Absperrgitter oder gleichwertig 
herzustellen, wobei zu Flächen mit Fußgängerverkehr auf behindertengerechte Gestaltung 
gemäß ÖNORM V 2104 zu achten ist.

76) Der Fuß-/Radverkehr ist erforderlichenfalls durch Überbrückung in verkehrssicherer Weise 
aufrecht zu erhalten, wobei die Bestimmungen der ÖNORM V 2104 einzuhalten sind.

77) Die geänderte Führung des Gehsteiges/Gehweges/Radweges ist gegenüber dem 
Fahrzeugverkehr standfest abzuschranken. Quer zur Fahrtrichtung liegende Teile dieser 
Abschrankung müssen mit rückstrahlenden Elementen ausgestattet werden. 

78) Bei Verlegung des Gehsteiges/Radweges auf einen Fahrstreifen ist in Fahrtrichtung des 
Fahrzeugverkehrs gesehen vor dem Beginn eine Absicherung durch 
Fahrzeugrückhaltesysteme mit einer Mindestlänge von 6 m zuzüglich Verziehung 
anzubringen.

79) Abschrankungen für Fußgänger entlang absturzgefährdeter Abschnitte haben eine 
Mindesthöhe von 1,00 m über dem Niveau der Gehflächen aufzuweisen. Die Abschrankung 
hat aus Brust-, Mittel- und Fußwehr zu bestehen, wobei der lichte Abstand zwischen jeweils 
zwei Teilen der Umwehrung nicht mehr als 0,4 m betragen darf. Die Fußwehr muss 
mindestens 12 cm hoch sein. Entlang von Radwegen ist eine weitere Wehr in der Höhe von 
1,20 m über dem Niveau der Fahrfläche anzubringen. Die Dimensionierung auf 
Geländerdruck hat bei Absturzhöhen von weniger als 1 m gemäß ÖNORM V 2104 und bei 
Absturzhöhen ab 1 m Geländerdruck gemäß BauV zu erfolgen.

80) Ersatzgehsteige und Ersatzradwege sind niveaugleich oder mit Rampen mit maximal 6 % 
Längsneigung an die jeweils anschließenden Gehsteige bzw. Radwege anzubinden.
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81) Lageplan:



Anlagedatum   11.06.2025 Verfahern   A/7989/2025 Dokumentenzahl   D/14045/2025 Seite 11 von 16

III.
VERKEHRSFÜHRUNG 

Die Verkehrsführung, die Verkehrszeichen sowie sämtliche Maßnahmen zur Leitung des Verkehrs 
sind gemäß RVS 05.05.41 und 05.05.44 zu treffen. 

Grundsätzlich gilt für die Absicherung und Kennzeichnung der Arbeitsstelle der RVS Regelplan 
„LF2“ sinngemäß:

1) 200 Meter vor dem Baustellenbereich ist jeweils das Gefahrenzeichen „Baustelle“ gemäß § 50 
Ziffer 9 StVO und „Fahrbahnverengung“ gemäß § 50 Ziffer 8 StVO aufzustellen.

2) 100 Meter vor dem Baustellenbereich ist das Beschränkungszeichen 
„Geschwindigkeitsbeschränkung (Erlaubte Höchstgeschwindigkeit) 70 km/h“ gemäß § 52 lit. 
a Ziffer 10a StVO und auf beiden Seiten der Fahrbahn das Verbotszeichen „Überholen 
verboten“ gemäß § 52 lit. a Ziffer 4a StVO aufzustellen.

3) 50 Meter vor dem Baustellenbereich ist das Beschränkungszeichen 
„Geschwindigkeitsbeschränkung (Erlaubte Höchstgeschwindigkeit) 50 km/h“ gemäß § 52 lit. 
a Ziffer 10a StVO aufzustellen.

4) 25 Meter vor dem Baustellenbereich ist das Beschränkungszeichen 
„Geschwindigkeitsbeschränkung (Erlaubte Höchstgeschwindigkeit) 30 km/h“ gemäß § 52 lit. a 
Ziffer 10a StVO aufzustellen.

5) Die Einengung und die Längssicherung der Fahrbahn haben mittels Leitbaken zu erfolgen. Bei 
der Längssicherung sind die Leitbaken in einem Abstand von maximal 30 Meter, die ersten 5 
Leitbaken jeweils im halben Abstand, aufzustellen. Bei Dunkelheit bzw. bei schlechter Sicht ist 
die erste Leitbake mit einer Einzelleuchte zu kennzeichnen. Die Einengung hat durch 
mindestens 3 Leitbaken zu erfolgen.

6) Auf Höhe des ersten Leitbakens der Längsabsicherung ist das Gebotszeichen „Vorgeschriebene 
Fahrtrichtung (Richtungspfeil schräg nach links unten geneigt)“ gemäß § 52 lit. b Ziffer 15 
StVO anzubringen.

7) 25 Meter nach dem Baustellenbereich ist das Vorschriftszeichen „Ende von Überholverboten 
und Geschwindigkeitsbeschränkungen“ gemäß § 52 lit. a Ziffer 11 StVO aufzustellen. 

8) Außerhalb der Arbeitszeit ist die Baustelle zu räumen und alle Verkehrsbeschränkungen für die 
Absicherung und Kennzeichnung der Arbeitsstelle sind zu entfernen.
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IV.
KOSTENSPRUCH

Für die Erteilung dieser Bewilligung sind folgende Gebühren zu entrichten:

Verwaltungsabgabe gemäß Anlage zu § 1 Abs 1 II. Verkehrswesen Z 34 der 
Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 2007 - GVAV idgF:

 lit. a (bis zur Dauer einer Woche)
 lit. b (bis zur Dauer eines Monats)
 lit. c (darüber)

€ 50,00
€ 100,00
€ 200,00

Kommissionsgebühr für die Durchführung der Verhandlung am «Bereich», 
«Bereich» Beamte á «Bereich» halbe Stunden 
(€ 17,50 für jedes teilnehmende Amtsorgan je angefangene halbe Stunde)

Stempelgebühr für die Verhandlungsschrift
Stempelgebühr für das Ansuchen € 14,30
Beilagen
Gesamtbetrag € 214,30

Bitte überweisen Sie den Betrag als EU-Standardüberweisung mit folgenden Angaben:

Betrag: € 214,30

Begünstigter: Gemeinde Fügen

IBAN: AT23 3622 9000 0002 0040

BIC (SWIFT):* RZTIAT22229

Bankname: Raika

Mitteilung für Zahlungsempfänger: D/14045/2025 A/7989/2025

Bitte unbedingt bei Online-Überweisung im Feld Verwendungszweck angeben!

* Bitte geben Sie nur die ersten 8 Stellen des BIC ein, sollte Ihr Online-Bankingsystem den vorgegebenen BIC abweisen.

Zahlungsfrist:
Wenn Sie keine Beschwerde beibringen, so ist der Gesamtbetrag innerhalb von 4 Wochen nach
Zustellung dieses Bescheides zu überweisen. Wird diese Zahlungsfrist nicht eingehalten, müssen Sie damit rechnen, 
dass der Betrag durch Exekution hereingebracht wird.

V.
BEGRÜNDUNG

Rechtliche Grundlagen:

Gemäß § 90 Absatz 1 StVO 1960 ist für verkehrsbeeinträchtigende Arbeiten auf oder neben der Straße, unbeschadet 
sonstiger Rechtsvorschriften (z.B. Bauordnung, Gewerbeordnung, Wasserrechtsgesetz, Straßenverwaltungsgesetz, 
Lärmschutzgesetz usw.) eine Bewilligung der Behörde erforderlich. Die Bewilligung der gegenständlichen Bauarbeiten 
fällt in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. 
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Gemäß § 90 Absatz 3 StVO 1960 ist die Bewilligung unter Berücksichtigung der Art und des Umfanges der Bauführung 
und der Verkehrsbedeutung der Straße zur Wahrung der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs bedingt, 
befristet oder mit Auflagen zu erteilen. 

Gemäß § 90 Absatz 4 StVO 1960 hat der Antragsteller dem Antrag sämtliche Unterlagen vorzulegen, die erforderlich 
sind, damit die Behörde das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Absatz 1 beurteilen kann.

Sind aus Anlass von Arbeiten auf oder neben der Straße (§ 90 StVO) Einrichtungen zur Regelung und Sicherung des 
Verkehrs erforderlich, so sind sie vom Bauführer auf seine Kosten anzubringen, zu erhalten und zu entfernen. Bei 
Säumigkeit des Bauführers kann die Behörde die ersatzweise Anbringung und Entfernung von Einrichtungen zur 
Regelung und Sicherung des Verkehrs veranlassen und die Kosten hierfür dem Bauführer mit Bescheid vorschreiben 
(siehe § 32 Absatz 6 StVO).

§ 43 Abs. 1a StVO:

Die Behörde hat zur Durchführung von Arbeiten auf oder neben der Straße, die zwar vorhersehbar sind und 
entsprechend geplant werden können, bei denen aber die für die Arbeitsdurchführung erforderlichen 
Verkehrsregelungen örtlich und/oder zeitlich nicht genau vorher bestimmbar sind, durch Verordnung die aus Gründen 
der Sicherheit, Leichtigkeit oder Flüssigkeit des Verkehrs oder zur Sicherheit der mit den Arbeiten beschäftigten 
Personen erforderlichen Verkehrsbeschränkungen, Verkehrsverbote und/oder Verkehrsgebote zu erlassen.

Ermittlungs- und Anhörungsverfahren:

Die gegenständliche Bewilligung wird auf Grundlage des schriftlichen Antrages sowie den vom Antragsteller 
übermittelten Lageplänen und nach Durchführung eines Ermittlungs- und Anhörungsverfahrens (§ 94f StVO) erteilt.

Im Zuge des Ermittlungs- und Anhörungsverfahrens wurden seitens der betroffenen Gemeinde(n), des 
Straßenerhalters und der örtlich zuständigen Polizeiinspektion keine Einwände vorgebracht. Seitens des 
Amtssachverständigen wurde mitgeteilt, dass die Absicherung/Regelung des Baustellenbereiches gemäß dem RVS-
Regelplan „LF2“ zu erfolgen hat. Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten (Fahrbahn nicht befestigt, Querstufen mit 
einer Höhe von mehr als 3 cm, Arbeiter auf der Verkehrsfläche, Restfahrbahnbreite < 6,00 m und > 5,50 m sowie 
Restfahrstreifenbreite < 3,00 m und > 2,75 m) ist eine Geschwindigkeitsbeschränkung von 30 km/h erforderlich.

Die Prüfung des Vorhabens hat somit ergeben, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die Erteilung der 
beantragten Bewilligung gegeben sind, da bei Einhaltung der vorstehenden Vorschreibungen die Sicherheit, 
Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs trotz der mit den Arbeiten naturgemäß verbundenen Beeinträchtigungen 
gewährleistet ist.

Es war somit spruchgemäß zu entscheiden.

VI.
RECHTSMITTELBELEHRUNG

Gegen diesen Bescheid kann Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht erhoben werden. In der 
Beschwerde sind der angefochtene Bescheid und die Behörde, die ihn erlassen hat, zu bezeichnen. Sie hat 
ein Begehren zu enthalten und die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 
darzulegen. In der Beschwerde kann die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem 
Landesverwaltungsgericht beantragt werden. Die Beschwerde ist binnen vier Wochen ab Erlassung des 
Bescheides im Gemeindeamt der Gemeinde Fügen schriftlich einzubringen und hat Angaben zu enthalten, 
die eine Beurteilung ihrer Rechtzeitigkeit möglich machen. 

Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung.

Hinweis zur Gebührenpflicht:
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Die Beschwerde ist mit € 30,-- zu vergebühren. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszweckes 
„Pauschalgebühr Beschwerde gegen Bescheid des Bürgermeisters der Gemeinde Fügen vom 
[Bescheiddatum], GZ: [Geschäftszahl]“ auf das Konto des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrssteuern und 
Glücksspiel bei der BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW, zu entrichten. Bei 
elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr mittels „Finanzamtszahlung“ sind als 
Steuernummer/Abgabenkontonummer „109999102“, als Abgabenart „EEE-Beschwerdegebühr“ und als 
Zeitraum das Datum des Bescheides anzugeben. 

Der Zahlungsbeleg oder der Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung ist der 
Beschwerde als Nachweis für die Entrichtung der Gebühr anzuschließen.

Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer:

Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch durch einen 
schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden Überweisungsauftrages 
nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter 
einem unwiderruflich erteilt wird.

Hinweis:
Mit der Zustellung wird der Bescheid zwar wirksam, aber (noch) nicht rechtskräftig. Diese Rechtskraft 
tritt ein, wenn von allen Parteien auf ein Rechtsmittel (Beschwerde) nach der Zustellung oder 
Verkündung des Bescheides ausdrücklich verzichtet wird. Wird mit den Arbeiten also vor Rechtskraft des 
Bescheides (Ablauf der vierwöchigen Beschwerdefrist) begonnen, so ist beim Bürgermeister ein 
RECHTSMITTELVERZICHT schriftlich einzubringen. 

Der Bürgermeister
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 VERORDNUNG

Der Bürgermeister der Gemeinde Fügen ordnet aus Gründen der Leichtigkeit, Flüssigkeit und 
Sicherheit des Verkehrs, gemäß § 43 Abs. 1a StVO, i.d.g.F., aufgrund von 
verkehrsbeeinträchtigenden Arbeiten, im Gemeindegebiet von Fügen, im Bereich der Baustelle der 
Mittelschule Fügen (Gst .626) auf dem Lindenweg, durch die Fa. Ing. Hans Bodner BauGmbH & Co. 
KG, während der notwendigen Baudauer, längstens jedoch auf den Zeitraum vom 07.07.2025 bis 
einschließlich 31.12.2026, die im obigen Bescheid angeführten Verkehrsbeschränkungen, 
Verkehrsgebote und -verbote an.

Da die Arbeiten im Straßenbereich zwar vorhersehbar und auch entsprechend geplant werden 
können, die für die Arbeitsdurchführung erforderlichen Verkehrsregelungen jedoch örtlich 
und/oder zeitlich nicht genau vorher bestimmbar sind, haben die Organe des Bauführers nach 
Maßgabe der Arbeitsdurchführung den örtlichen und zeitlichen Umfang der von der Behörde 
verordneten Verkehrsmaßnahmen durch die Anbringung oder Sichtbarmachung der betreffenden 
Straßenverkehrszeichen mit der Wirkung zu bestimmen, als ob der örtliche und zeitliche Umfang 
von der Behörde bestimmt worden wäre. Der Zeitpunkt und der Ort (Bereich) der Anbringung 
(Sichtbarmachung) ist von den Organen des Bauführers in einem Aktenvermerk (§ 16 AVG) 
festzuhalten.

Die Kundmachung dieser Verordnung hat durch die Aufstellung der angeführten 
Straßenverkehrszeichen, Aufbringung der Bodenmarkierungen und die sonstigen erforderlichen 
Maßnahmen (Abschrankung der Baustelle usw.) zu erfolgen. Diese Verordnung tritt mit der 
Aufstellung der Straßenverkehrszeichen/Aufbringung der Bodenmarkierungen in Kraft und mit 
deren Entfernung wieder außer Kraft. Die Straßenverkehrszeichen müssen den Bestimmungen der 
Straßenverkehrsordnung in der derzeit geltenden Fassung entsprechen. Die Bestimmungen der §§ 
48 bis 54 der StVO müssen bei der Aufstellung der Straßenverkehrszeichen genau beachtet werden. 

Die Aufstellung der Straßenverkehrszeichen hat auf Gemeindestraßen im Einvernehmen mit dem 
Bauhofleiter oder dem Leiter des technischen Bauamtes der Gemeinde Fügen zu erfolgen.

Die Kosten für die Einrichtung zur Regelung und Sicherung des Verkehrs im gegenständlichen 
Baustellenbereich sind gem. § 32 Abs. 6 StVO vom Bauführer zu tragen.

Der Bürgermeister
Mag. Dominik Mainusch
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Ergeht zur Kenntnis an:
Leitstelle Tirol per E-Mail leitstelle@leitstelle.tirol
Polizeiinspektion Strass im Zillertal per E-Mail PI-T-Strass-Zillertal@polizei.gv.at
Freiwillige Feuerwehr Fügen per E-Mail fuegen@feuerwehr.tirol
DAKA Tirol Entsorgung per E-Mail office@daka.tirol
Ledermair Busunternehmen per E-Mail info@ledermair.at
Zillertaler Verkehrsbetriebe AG per E-Mail office@zillertalbahn.at
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